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I.  Bauplanungsrechtliche Festsetzungen gem. § 9 Abs. 1 BauGB und BauNVO 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

Allgemeines Wohngebiet WA  
(§ 4 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 5 und 6 BauNVO) 
Allgemein zulässig sind gemäß § 4 Abs. 2 BauNVO: 
- Wohngebäude, 
- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke. 
Nicht zulässig sind gemäß § 1 Abs. 5 und 6 BauNVO: 
- Anlagen für sportliche Zwecke, 
- die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften, 

nicht störende Handwerksbetriebe, 
- Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 
- sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, 
- Anlagen für Verwaltungen,  
- Tankstellen, 
- Gartenbaubetriebe. 

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 ff. BauNVO) 

2.1 Maximal zulässige Gebäudehöhen 
Die maximal zulässige Gebäudehöhe beträgt GHmax = 11,50 m. 
Höhenbezugspunkt für die Festsetzungen zur max. Gebäudehöhe (GHmax) ist die Höhe 
der Außenkante der angrenzenden Erschließungsstraße, lotrecht gemessen in der Mitte 
der Außenwand, die der Straße am nächsten liegt. Bei Eckgrundstücken gilt als erschlie-
ßende Straße diejenige, an der der Haupteingang des Gebäudes liegt. 
Als maximal zulässige Gebäudehöhe gilt das Maß vom Höhenbezugspunkt bis zum höchs-
ten Punkt des Daches. 

2.2 Technische Aufbauten 
Technische Aufbauten wie Antennen, Solaranlagen, Lüftungsanlagen und Aufzugsanlagen 
dürfen die festgesetzte maximal zulässige Gebäudehöhe um bis zu 1,50 m überschreiten. 

3. Überbaubare Grundstücksflächen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 Abs. 3 Satz 3 BauNVO) 
Geringfügige Überschreitungen der festgesetzten Baugrenzen durch Gebäudeteile (wie 
z.B. Erker, Balkone, Wintergärten, Terrassen) bis zu einer Tiefe von 1,50 m und einer Breite 
von 3,00 m sind, unter Beachtung der Abstandsflächen nach § 6 HBO, als Ausnahme zu-
lässig. 

4. Stellplätze und Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 i.V.m. § 12 Abs. 2 BauNVO) 
Stellplätze und Garagen sind sowohl innerhalb als auch außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen zulässig. 
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5. Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 14 BauNVO) 
Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sind sowohl innerhalb als auch außerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 
In den Vorgartenzonen sind untergeordnete Nebenanlagen nur in Form von Fahrradabstel-
lanlagen und -räumen, Standflächen für Müllbehälter und Paket-/Postboxen zulässig. Zu-
dem werden diese flächenmäßig begrenzt, vgl. Nr. 9.3. 

6. Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 
Es sind maximal drei Wohneinheiten pro Wohngebäude zulässig.  

7. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 i.V.m. Nr. 14 BauGB) 

7.1 Vermeidung von Vogelschlag an Fassaden 
Folgende Maßnahmen zur Vermeidung von Vogelschlag durch Reduktion der Spiegelwir-
kung und Durchsichtigkeit bei größeren zusammenhängenden Glasflächen sind durchzu-
führen: 
- flächige Markierungen, 
- halbtransparente Materialien, 
- architektonische Gestaltungsmaßnahmen oder Vogelschutzfenster nach dem Stand der 

Technik, 
- Trennwände (z.B. an Balkonen oder Durchgängen) halbtransparent, 
- keine spiegelnden Fassadenflächen. 

7.2 Insektenfreundliche Freiflächenbeleuchtung 
Folgende Maßnahmen zur Vermeidung von Beeinträchtigungen durch Beleuchtung (unnö-
tige Tötung von Insekten, Irritation von Vögeln und Fledermäusen) sind durchzuführen. 
- Die Beleuchtung darf nicht über den Bestimmungsbereich hinaus strahlen. 
- Zulässig sind nur voll abgeschirmte Leuchten (0 % Upward Light Ratio) mit vollständig 

geschlossenem, staubdichtem Gehäuse (Schutzklasse IP 65) und einem für die meisten 
Arten wirkungsarmen Farbspektrum (ohne UV-Anteil, geringer Blaulichtanteil, warmwei-
ßes Licht mit Farbtemperaturen von 1.600 – 2.400 K, max. 3.000 K), deren Oberfläche 
sich nicht auf mehr als 60 °C aufheizt. 

- Die Lichtpunkthöhen sind möglichst niedrig zu halten. 
- Die höchstzulässige Beleuchtungsstärke beträgt 5 Lux für die Weg- und Zugangsbe-

leuchtung von Grundstücken sowie 10 Lux für Hof- und Parkplatzbeleuchtung.  

7.3 Oberflächenbefestigung 
Befestige, nicht überdachte Flächen der Baugrundstücke sowie Stellplätze sind, soweit 
wasserwirtschaftliche Belange nicht entgegenstehen, wasserdurchlässig auszuführen; als 
wasserdurchlässige Beläge gelten u.a. wasserdurchlässige Pflastersysteme, Porenpflaster, 
Pflasterbeläge mit einem Fugenanteil von mindestens 20% und Einfachbefestigungen wie 
z.B. Schotterrasen und wassergebundene Wegedecken. 

7.4 Versickerung und Sammlung von Niederschlagswasser 
Soweit wasserwirtschaftliche Belange nicht entgegenstehen, ist das nicht als Brauchwasser 
verwendete Niederschlagswasser der Dachflächen auf den Grundstücken zu versickern. 
Die Einleitung von Niederschlagwasser in die öffentliche Abwasseranlage muss gedrosselt 
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erfolgen und darf eine maximale Einleitmenge von 10l/s*ha nicht überschreiten. Das erfor-
derliche Rückhaltesystem ist hierauf zu bemessen. 
Die Bemessung und Planung der Versickerungsanlagen ist gemäß DWA Arbeitsblatt A 138 
in Verbindung mit DWA Merkblatt M 153 vorzunehmen. 

8. Mit Leitungsrecht zu belastende Fläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 
Die Bauflächen nördlich der Verlängerung der Bismarckstraße sind mit einem drei Meter 
breiten Leitungsrecht zugunsten der Versorgungsträger sowie der Grundstückseigentümer 
nördlich der Bismarckstraße, für die Wasserver- und Entsorgung sowie die Grundstücksent-
wässerung, zu belasten. 

9. Technische Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien (§ 9 Abs. 1 Nr. 23b BauGB) 
Die Dachflächen der Gebäude sind zu 25 % mit Photovoltaikmodulen zur Nutzung der 
einfallenden solaren Strahlungsenergie auszustatten (Solarmindestfläche). Die Dachflä-
chen sonstiger baulicher Anlagen wie Carports, oberirdische Garagen und Nebengebäude 
sind hierbei mitzurechnen. Werden auf einem Dach Solarwärmekollektoren installiert, so 
kann die hiervon beanspruchte Fläche auf die zu realisierende Solarmindestfläche ange-
rechnet werden. 
Die Dachbegrünung und die technischen Anlagen sind zu kombinieren. Die Anlagen müs-
sen einen Abstand von mindestens 1,00 m zur nächstgelegenen Außenwand bzw. Attika 
einhalten. 

10. Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB) 

10.1 Grundstücksbepflanzung 
Die nicht überbauten oder nicht als Stellflächen für Kfz oder Zufahrten und Zugänge ge-
nutzten Flächen der Baugrundstücke sind zu begrünen. 
Je angefangener 400 m² Grundstücksfläche ist ein heimischer Laubbaum bzw. ein Obst-
baum entsprechend den Artenempfehlungen oder vergleichbare Arten zu pflanzen. Beste-
hende Bäume sind hierbei jeweils anzurechnen. 
Flächenhafte Stein-Kies-Split- und Schottergärten oder –schüttungen sind unzulässig mit 
Ausnahme von baukonstruktiv erforderlichen Einbauten wie Spritzschutzstreifen an Gebäu-
den bis zu einer Breite von 0,5 m. 
Die Verwendung von Geovlies/Folien, bei der Anlage von Grünflächen ist unzulässig. 

10.2 Dachbegrünung 
Flachdächer und flachgeneigte Dächer von Gebäuden und Garagen bzw. Carports mit ei-
ner Dachneigung bis zu 15 Grad sind mit Ausnahme der notwendigen Fensteröffnungen 
und technischer Aufbauten zu mindestens 75% extensiv gemäß Artenempfehlung (s. IV. 
Hinweise Nr. 20.3) zu begrünen und zu pflegen bzw. zu warten. Die Vegetationstragschicht 
muss eine Mächtigkeit von mindestens 8 cm, bei Garagen und Carports min 6 cm, aufwei-
sen. Die dauerhafte Begrünung ist auch bei ergänzenden Anlagen zur Nutzung von Son-
nenenergie sicherzustellen. 

10.3 Vorgartenzone 
Die zeichnerisch festgesetzten Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und 
sonstigen Bepflanzungen mit Zweckbestimmung „Vorgartenzone“ sind wie folgt zu gestal-
ten: 

− Ein mindestens 3 Meter breiter Streifen ist gärtnerisch anzulegen. 
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− Mindestens 50 % der festgesetzten Vorgartenzone sind mit Sträuchern und Bäumen der 
Artenempfehlung (s. IV. Hinweise Nr. 20) intensiv zu bepflanzen und zu unterhalten. 

− Stellplätze, Zufahrten, Zuwege und Nebenanlagen sind innerhalb der festgesetzten Vor-
gartenzone auf maximal 50 % der Fläche zulässig. Zufahrten sind mit einer maximalen 
Breite von 6 m zulässig. 

− Innerhalb der Vorgartenzone sind Garagen und überdachte Stellplätze (Carports) unzu-
lässig. 

10.4 Mindestanforderungen an Baum und Sträucher sowie Unterhaltspflege 
Für alle nach § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB zu pflanzenden Bäume und Sträucher werden fol-
gende Mindestanforderungen festgesetzt:  
Bäume: Hochstamm, 3x verpflanzt, Stammumfang 16-18 cm 
Sträucher: 2x verpflanzt, Größe 100 - 125 cm. 
Alle Anpflanzungen sind spätestens ein Jahr nach Fertigstellung des jeweiligen Vorhabens 
auszuführen. Sie sind dauerhaft zu erhalten. Abgängige Gehölze sind spätestens nach ei-
nem Jahr nachzupflanzen. 

II. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen gem. § 91 HBO i.V.m § 9 Abs. 4 
BauGB  

11. Dächer / Dachaufbauten 

11.1 Dachformen und -neigungen 
Als Dachformen sind Flachdächer und flach geneigte Dächer mit Dachneigungen bis max. 
15° sowie geneigte Dächer mit Dachneigungen bis max. 40° zulässig. Dies gilt auch für 
untergeordnete Dachteile und Nebengebäude.  

11.2 Dachaufbauten und -einschnitte bei geneigten Dächern 
Dachversätze und Dacheinschnitte sind zulässig. Je Gebäude ist jedoch nur eine einheitli-
che Neigung aller Dachflächen, mit Ausnahme der Gauben, zulässig. 
Dachgauben sind zulässig. Sie dürfen einzeln nicht breiter als 3,00 m sein und in mehrfa-
cher Anordnung in der Summe ihrer Breiten nicht mehr als das 0,5-fache der jeweiligen 
Trauflänge betragen. Je Gebäude ist nur ein einheitlicher Gaubentyp (z. B. Schlepp-,  
Spitz-, Sattelgauben) zulässig.  

11.3 Dacheindeckungen 
Für geneigte Dächer ab 15° Neigung sind Dacheindeckungen nur in roten, rotbraunen und 
grauen Tönen zulässig. Glänzende, spiegelnde und reflektierende Materialien sind unzu-
lässig. 

12. Staffelgeschosse 
Bei einer Ausbildung des obersten Geschosses als Staffelgeschoss ist an den Gebäude-
seiten ein Fassadenrücksprung von mindestens 1,50 m gegenüber der Fassade des da-
runterliegenden Vollgeschosses vorzusehen. Hiervon ausgenommen sind Fassaden im Be-
reich von Treppenhäusern und/oder Aufzugsanlagen, die zum Zwecke einer durchgängigen 
vertikalen Erschließung aller Geschosse ohne Rücksprung errichtet werden dürfen. 
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13. Fassaden 
Als Fassadenoberfläche sind ausschließlich Putzflächen oder Holz zulässig. Fassaden mit 
Platten aus künstlichen Materialien, Fliesen und Metallverkleidungen sowie aus Holzstäm-
men (Blockhäuser) sind unzulässig. Für untergeordnete Bauteile und Nebenanlagen sind 
ausnahmsweise auch andere Fassadenoberflächen zulässig. 
Als Fassadenfarben sind ausschließlich gedeckte Farben zulässig. 
Photovoltaikelemente in den Fassaden sind zulässig. 

14. Einfriedungen 
Zu öffentlichen Flächen sind Zäune aus Holz oder Metall bis zu einer Höhe von 1,50 m 
zulässig. An diese sind mindestens einseitig, mit Ausnahme von Tor- und Türöffnungen, 
Hecken entsprechend der Artenempfehlung Nr. 21.2 und Laubbäume gemäß Artenemp-
fehlung Nr. 21.1 in einer Breite von mindestens 1,00 m anzupflanzen. Bezugshöhe für die 
Höhenfestsetzungen zu den Einfriedungen ist die Geländeoberfläche. 
Als Materialien sind Zäune aus Holz oder Metall zulässig. Die Zäune sind geradlinig ohne 
Verzierungen herzustellen. Sockel aus Sichtbeton oder Klinkermauerwerk sind bis zu einer 
Höhe von 50 cm zulässig. 
Auf den seitlichen Grundstücksgrenzen ist ein seitlicher Sichtschutz bis zu einer Höhe von 
2,00 m und bis zu einer maximalen Länge von 4 m ab gartenseitiger Gebäudekante des 
Wohnhauses zulässig; die zulässige Höhe ist dabei auf die Höhe des Erdgeschoss-Fertig-
fußbodens zu beziehen. 
Damit sich Kleintiere ungehindert fortbewegen können, ist ein Abstand von 15 cm zum Bo-
den einzuhalten oder auf andere Art eine ausreichende Durchlässigkeit sicher zu stellen. 
An Straßeneinmündungen sind die Sichtwinkel (Mindestsichtfelder) auf der Höhe von  
0,80 m bis 2,50 m von ständigen Sichthindernissen, parkenden Fahrzeugen und sichtbe-
hinderndem Bewuchs dauerhaft freizuhalten. 

15. Müllabstellplätze 
Mülltonnenabstellplätze sind mit Sichtschutzanlagen zu versehen. Unzulässig ist die Ver-
wendung von Materialien aus Kunststoff. 

III. Wasserrechtliche Festsetzung gem. § 37 Abs. 4 HWG 
Gemäß § 37 Abs. 4 Hessisches Wassergesetz (HWG) ist das von den baulichen Anlagen 
abfließende Niederschlagswasser der abflusswirksamen Dachflächen zu sammeln (z.B. in 
Retentionszisternen) und als Brauchwasser und/oder für die Grünflächenbewässerung zu 
verwenden.  
Der Einsatz auch für andere Anwendungen wie z.B. WC-Spülung, Waschmaschine etc. ist 
Stand der Technik und wird zur Umsetzung empfohlen.  

IV. Hinweise 

16. Artenschutz 
Zur Vermeidung oder Verhinderung von Störungen, Tötungen und/oder Schädigungen von 
Tierarten des Anhanges IV der FFH-Richtlinie und von europäischen Vogelarten i.S.v. Art. 
1 der Vogelschutzrichtlinie sind folgende Vorkehrungen zu beachten: 
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− Die ausführenden Baufirmen sind vor Abriss- und Umbauarbeiten und vor der Vorberei-
tung des Baufeldes über das Vorkommen von streng geschützten Tierarten zu informie-
ren. Es ist darauf hinzuwirken, dass Funde von streng geschützten Tierarten unverzüg-
lich der Unteren Naturschutzbehörde gemeldet werden. 

− Die Gehölzrodung und die Vorbereitung des Baufeldes sind nur in der Zeit vom 01. Ok-
tober bis 29. Februar zulässig (§ 39 Abs. 5 BNatSchG). 

− Es wird empfohlen auf dem Grundstück bzw. in den Wänden von Neubauten Fleder-
mauskästen bzw. -höhlen (Fledermaustafeln oder –steine) zu integrieren.  

− Es wird empfohlen auf dem Grundstück bzw. an den Gebäudefassaden Nistmöglichkei-
ten für Vögel (Gebäudebrüter) insbesondere für Stare und Sperlinge anzubringen.  

17. Bodendenkmäler 
Bei Erdarbeiten können jederzeit Bodendenkmäler wie Mauern, Steinsetzungen, Boden-
verfärbungen und Fundgegenstände, z.B. Scherben, Steingeräte, Skelettreste entdeckt 
werden. Diese sind nach § 21 HDSchG unverzüglich dem Landesamt für Denkmalpflege, 
hessenArchäologie zu melden. Funde und Fundstellen sind in unverändertem Zustand zu 
erhalten und in geeigneter Weise bis zu einer Entscheidung zu schützen (§ 21 (3) HDSchG). 

18. Bodenschutz 
Bei allen Baumaßnahmen, die einen Eingriff in den Boden erfordern, ist auf organoleptische 
Auffälligkeiten zu achten. Ergeben sich bei den Erdarbeiten Kenntnisse, die den Verdacht 
einer schädlichen Bodenveränderung begründen, sind diese umgehend der zuständigen 
Behörde, dem Regierungspräsidium Darmstadt, Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt 
Darmstadt, Dezernat IV/Da 41.5, Bodenschutz, mitzuteilen. Darüber hinaus ist ein Fachgut-
achter in Altlastenfragen hinzuzuziehen.  
Schädliche Bodenveränderungen im Sinne des § 2 Abs. 3 Bundes-Bodenschutzgesetz sind 
Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen, die geeignet sind, Gefahren. Erhebliche Nach-
teile oder erhebliche Belästigungen für den Einzelnen oder die Allgemeinheit herbeizufüh-
ren. 
Für die Errichtung von Erdwärmesonden ist eine wasserrechtliche Erlaubnis bei der Unte-
ren Wasserbehörde des Kreises Bergstraße einzuholen. 

19. Leitungsschutzmaßnahmen 
Tiefwurzelnde Bäume müssen lt. DIN 18920 und den technischen Richtlinien GW 125 einen 
Mindestabstand von 2,50 m zu Versorgungsleitungen aufweisen. Wird dieser Abstand un-
terschritten, so sind die Versorgungsleitungen gegen Wurzeleinwirkungen zu sichern oder 
die Standorte der Bäume entsprechend zu verschieben. 
Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen angrenzend zu Ver- und Entsorgungsanlagen ist 
das „Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen“ der 
Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen Ausgabe 1989; siehe insbeson-
dere Abschnitt 3, zu beachten. 
Pflanzmaßnahmen im Nahbereich zu Versorgungsleitungen sind mit dem Versorgungsträ-
ger abzustimmen. 

20. Altlasten 
Es liegen keine Informationen über Altstandorte, Altablagerungen, Altlasten und/oder 
Grundwasserschäden im Plangebiet und dessen Umgebung vor. 
Bei allen Baumaßnahmen, die einen Eingriff in den Boden erfordern, ist dennoch auf orga-
noleptische Auffälligkeiten zu achten. Ergeben sich bei den Erdarbeiten Kenntnisse, die 
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den Verdacht einer schädlichen Bodenveränderung begründen, sind diese umgehend der 
zuständigen Behörde, dem Regierungspräsidium Darmstadt, Abteilung Arbeitsschutz und 
Umwelt Darmstadt, Dezernat IV/Da 41.5 mitzuteilen. Darüber hinaus ist ein Fachgutachter 
in Altlastenfragen hinzuzuziehen. 
Schädliche Bodenveränderungen im Sinne des § 2 Abs. 3 Bundes-Bodenschutzgesetz sind 
Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen, die geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nach-
teile oder erhebliche Belästigungen für den Einzelnen oder die Allgemeinheit herbeizufüh-
ren. 

21. Artenempfehlungen 
Die in den Artenempfehlungen aufgeführten Arten sind als exemplarisch zu betrachten. 
Gleichwertige Arten sind ebenfalls zulässig.  
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21.1 Laubbäume 
Laubabwerfende Bäume, aus z. B. folgenden Arten und Sorten, sind zu pflanzen: 

Laubbäume (Wuchshöhe mindestens 20 m) 
Acer platanoides     Spitz-Ahorn 
Acer pseudoplatanus    Berg-Ahorn 
Corylus colurna    Baumhasel 
Fraxinus excelsior    Gemeine Esche 
Fraxinus pennsylvanica   Rot-Esche 
Gingko biloba    Fächerblätterbaum 
Liriodendron tulipofera   Tulpenbaum 
Platanus acerifolia    Ahornblättrige Platane 
Platanus acerifolia ‚tremonia‘  Säulen Platane 
Quercus cerris    Zerr-Eiche 
Quercus frainetto    Ungarische-Eiche 
Quercus petraea     Trauben-Eiche 
Quercus robur     Stiel-Eiche 
Sophora japonica ‚Regent‘   Schnurbaum 
Sorbus domestica    Speierling 
Tilia cordata      Winter-Linde 
Tilia platyphyllos     Sommer-Linde 
Tilia tomentosa Brabant od. Szeleste Silber-Linde 
Ulmus carpinifolia     Feldulme 

Laubbäume (Wuchshöhe 8 bis 20 m) 
Acer campestre ‘Elsrijk’   Feldahorn 
Acer campestre ‘Huibers Elegant’  Feldahorn 
Acer x freemanii ‘Autumn Blaze’  Rot-Ahorn 
Acer rubrum     Rot-Ahorn 
Alnus x spaethii    Erle 
Alnus cordata    Italienische Erle 
Betula pendula     Sand-Birke 
Carpinus betulus     Hainbuche 
Castanea sativa    Kastanie 
Catalpa bignonioides   Trompetenbaum 
Celtis occidentalis    Amerikanischer Zürgelbaum 
Crataegus laevigata    Rotdorn 
Crataegus monogyna    Weißdorn 
Fraxinus angustifolia ‚Raywood‘  schmalblättrige Esche 
Fraxinus pennsylvanica ‚Summit‘  Nordamerikanische Rot-Esche 
Gleditsia triacanthos intermis od Skyline Dornenloser Lederhülsenbaum 
Juglans regia     Walnuss 
Liqidambar styraciflua   Amberbaum 
Malus in Sorten     Apfel 
Ostrya carpinifolia    Hopfenbusche 
Paulownia tomentosa   Blauglockenbaum 
Prunus in Sorten     Kirsche, Pflaume etc. 
Pyrus in Sorten     Birne 
Sorbus aucuparia     Eberesche 
Sorbus aria      Mehlbeere 
Sorbus intermedia ‚Bropuwers‘  schmalkronige Mehlbeere 
Sorbus latifolia ‚Henk Vink‘   Breitblättrige Mehlbeere 
Tilia americana    Amerikanische Linde 
Tilia hanryana    Henrys Linde 
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Toona sinensis    Chinesischer Surenbaum 
Ulmus Lobel, Clusis od. Columnella schmalkronige Ulme 
Zelkova serrata ‚Green Vase‘  Zelkove 

Laubbäume (Wuchshöhe bis 8 m) 
Acer monspessulanum   Französischer Ahorn 
Acer opalus     Italienischer Ahorn 
Crataegus lavallei ‚Carrierei‘  Apfel-Dorn 
Elaeagnus angustifolia   Ölweide 
Fraxinus ornus    Blumenesche 
Koelreuteria paniculata   Blasenbaum 
Magnolia kobus    Kobushi-Magnolie 
Malus spec.     Zieräpfel 
Mespilus germanica    Echte Mispel 
Parrotia persica ‚Vanessa‘   Eisenholzbaum 
Prunus sargentii ‚Rancho‘   Scharlach Kirsche 
Prunus spec     Zierkirschen 
Sorbus x thuringiaca ‚Festigiata‘  Thüringische Mehlbeere 
Sorbus commixta ‚Dodng‘   Japanische Eberesche 
Tilia mongolica    Mongolische Linde 

21.2 Sträucher 
Folgende Sträucher sind vorrangig zu pflanzen: 
 
Amelanchier ovalis    Echte Felsenbirne 
Berberis vulgaris    Gemeine Berberitze 
Cornus mas     Kornelkirsche 
Cornus sanguinea    Roter Hartriegel 
Corylus avellana    Gewöhnliche Hasel 
Euonymus europaeus  Pfaffenhütchen 
Ligustrum vulgare    Gewöhnlicher Liguster 
Ligustrum vulgare ‚Atrovirens‘ Immergrüner Liguster 
Lonicera xylosteum    Heckenkirsche  
Prunus spinosa    Schlehe 
Rhamnus carharticus   Kreuzdorn 
Rosa canina    Hunds-Rose 
Rosa rubigonosa    Wein-Rose 
Salix aurita     Ohr-Weide 
Salix caprea     Sal-Weide 
Salix purpurea    Purpur-Weide 
Sambucus nigra    Schwarzer Holunder 
Viburnum lantana    Wolliger Schneeball 
Viburnum lopulus    Gemeiner Schneeball 

21.3 Extensive Dachbegrünung 
Die für die extensive Dachbegrünung aufgezählten Arten sind als Beispiele zu betrachten 
und sollen einen Eindruck vermitteln, wie eine extensive Dachbegrünung bepflanzt werden 
soll. Die Verwendung weiterer Arten ist möglich, wenn diese Arten einen gleichen Eindruck 
wiedergeben. 
 
Acinos alpinus   Steinquendel 
Alyssum montanum   Bergsteinkraut 
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Alyssum saxatile   Felsen-Steinkraut 
Anaphalis trilinervis   Perlkörbchen 
Antennaria dioica   Katzenpfötchen 
Anthericum liliago   Astlose Graslilie 
Arabis procurrens   Schaumkresse 
Armeria juniperifolia   Zwerg-Grasnelke 
Briza media    Gemeines Zittergras 
Carex montana   Berg-Segge 
Carlina vulgaris   Golddistel 
Cerastium tomentosum  Filziges Hornkraut 
Dianthus deltoides   Heide-Nelke 
Echinum vulgare   Natternkopf 
Euphorbia cyparissias  Zypressen-Wolfsmilch 
Festuca cinerea   Blau-Schwingel 
Festuca ovina   Schaf-Schwingel 
Geranium cantabrigiense  Storchschnabel 
Geranium sanguineum  Blut-Storchschnabel 
Iris barbata nana   Zwerg-Schwertlilie 
Linum perenne   Stauden-Lein 
Origanum vulgaris   Gemeiner Oregano 
Ranuculus bulbosus   Knolliger Hahnenfuß 
Sedum acre Scharfer  Mauerpfeffer 
Sedum in Sorten    
Stachys byzantina   Woll-Ziest 
Thymus serphyllum   Sand-Thymian 
Verbascum in Arten   Königskerze 
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